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Wenn man von der prokapitalistischen Partei der Reichen mit Spleen für Verbrennungsmotoren
auch sonst nicht viel hält, muss man der FDP doch eines lassen: Sie hat noch rote Linien. Das heißt,
sie vertritt politische Positionen, die für sie nicht verhandelbar sind. Steuererhöhungen zum
Beispiel. Die wird es mit der FDP nicht geben. Das hat sie vor, während und nach dem letzten
Bundestagswahlkampf klargemacht. Und das macht sie auch in der Ampelkoalition immer wieder
deutlich. Egal wie marode die Schulen, wie überlastet das Gesundheitssystem, wie kaputt der
öffentliche Nahverkehr – Geld von den Reichen zur Finanzierung dieser öffentlichen
Angelegenheiten wird es nicht geben. Dafür steht der derzeitige FDP-Vorsitzende und
Bundesfinanzminister Christian Lindner mit seinem Namen.

Die Grünen

Anders bei den Grünen. Bei der geradezu gymnastisch-pragmatischen Sonnenblumenpartei mit
grünem Image und chamäleonartigem Anpassungsvermögen sucht man nach roten Haltelinien, nach
nicht verhandelbaren Positionen vergebens. Egal ob Klimaschutz, Aufrüstung oder Asylpolitik –
nichts scheint den Grünen zu schade, um nicht einem faulen Kompromiss geopfert zu werden.
Geradezu stolz ist man auf die eigene ideologische Geschmeidigkeit, auf den zum Prinzip erhobenen
Opportunismus. Frei nach dem Motto: Es ist besser, falsch zu regieren, als gar nicht zu regieren.
Das geht zwar nicht immer ohne Reibungen innerhalb der eigenen Partei aus, kleinere
Schlagabtausche zwischen Parteiführung und Basis inklusive, aber am Ende geht es meistens doch.
Schließlich hat die Parteispitze nicht versäumt, die Basis bereits vor Eintritt in die Ampelkoalition
auf Kompromisse einzuschwören.

Die erste dicke Kröte, die vor allem die Grüne Jugend herunterwürgen musste, bekam diese von der
selbsternannten Fortschrittskoalition unter Einschluss der Grünen im Sommer diesen Jahres
serviert. Die sogenannte Asylkrisenverordnung, die von den Regierungen der EU-Staaten
ausgehandelt worden war und für die am Ende auch die grüne Außenministerin Annalena Baerbock
geworben hat – auf Druck vom Kanzler und mit ordentlich Bauchschmerzen, versteht sich –, hatte es
schon in sich.

Neben mehr Abschottung an der EU-Außengrenze sieht dieser Kompromiss auch die Möglichkeit der
Verlängerung der Lagerhaft für Geflüchtete vor. Diese erzwungene Haft soll es den Behörden
erleichtern, bei negativem Asylbescheid die Menschen schneller wieder in ihre Heimatländer
abzuschieben. Außerdem wurde im Zuge dieser Asylrechtsverschärfung auch der Personenkreis
ausgeweitet, der in solchen Lagern künftig untergebracht werden kann. Darunter sind nun auch
Familien mit Kindern.

Nach anfänglicher Kritik und daran anschließenden minimalen Verbesserungen hat die
Bundesregierung dem Vorschlag letztlich zugestimmt. Man wollte endlich ein Ergebnis, einen
zustimmungsfähigen Kompromiss in der Asylpolitik auf EU-Ebene vorweisen können, bevor nächstes
Jahr das EU-Parlament neu gewählt wird. Wenn er dort durchgewunken wird, könnten somit
geflüchtete Kinder in Zukunft an der Außengrenze der Festung Europa in Lagern eingesperrt
werden, während die grüne Außenministerin, die diesem Kompromiss zugestimmt hat, auch
weiterhin im Kabinett auf ihrem bequemen Sessel Platz nehmen darf. Wahrlich schmerzhafte
Kompromisse – für die Grünen.
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Verschärfungen vom Oktober

Nun hat sich die Bundesregierung im Oktober auf weitere Verschärfungen im nationalen Asylrecht
geeinigt. Nachdem man wochenlang der AfD nach dem Mund geredet und beinahe sämtliche
sozialen Probleme im Land – angefangen beim Wohnungsmangel über fehlende Kitaplätze bis hin
zum überlasteten Gesundheitssystem – auf die Überlastung durch „illegale Migration“ zurückgeführt
hat, musste man schließlich auch liefern. Das hat die Ampel nun getan. Das Innenministerium unter
der Führung von Nancy Faeser hat kürzlich einen Gesetzentwurf zur „Verbesserung der
Rückführung“ vorgelegt, der massive Verschlechterungen für Geflüchtete vorsieht – eine
Abschiebeoffensive also, von der die Rechten schon lange träumen.

Dieses Mal standen insbesondere die Ausreisepflichtigen im Fokus der Debatte. Das sind Personen,
die sich aufgrund eines abgelehnten Asylantrags, eines abgelaufenen Visums oder einer nicht
verlängerten Aufenthaltserlaubnis rechtlich gesehen nicht länger in Deutschland aufhalten dürfen.
Derzeit betrifft das ca. 300.000 Menschen. Von diesen ist allerdings der größte Teil, ca. 90 %,
geduldet. Diese Personen können also auch weiterhin aus rechtlichen Gründen (noch) nicht
abgeschoben werden. Das kann unterschiedliche Gründe haben, etwa weil den Betroffenen in ihren
Heimatländern Verfolgung droht oder ihr Heimatland als nicht sicher gilt, z. B. weil dort Krieg
herrscht.

Unmittelbar ausreisepflichtig sind derzeit somit nur ca. 54.000 Personen. Um diesen Personenkreis
geht es in dem neuen Gesetzentwurf. Diese sollen durch das neue Gesetz nun schneller und
effektiver abgeschoben werden können. Um dies zu erreichen, hat die bei der Hessenwahl erfolglose
SPD-Spitzenkandidatin und Immer-noch-Bundesinnenministerin Nancy Faeser einen Entwurf
ausgearbeitet, der massive Grundrechtseinschränkungen, neue Straftatbestände für Geflüchtete und
erweiterte Kompetenzen für die Polizei vorsieht.

Laut Pro Asyl könnte es durch das neue Gesetz möglich werden, dass Menschen schon aufgrund
eines „falschen“ Familiennamens bzw. der gleichen Familienzugehörigkeit aus Deutschland
ausgewiesen werden. Dies soll es erleichtern, Menschen abzuschieben, von denen man annimmt,
dass sie einer kriminellen Vereinigung nach § 129 StGB angehören, ohne dass es zu einer
rechtskräftigen Verurteilung gekommen ist. Hier bedienen die Ampelparteien das rechte Narrativ
der „Clankriminalität“, der angeblich besonders schwer beizukommen ist und für deren Bekämpfung
man daher auf unkonventionelle (lies: grundrechtswidrige) Verfahren zurückgreifen möchte. Dafür
ist man offenbar bereit, Menschen pauschal unter Verdacht zu stellen bzw. abzuurteilen, ohne dies
im Einzelfall richterlich bestätigt zu bekommen.

Außerdem soll es künftig leichter möglich sein, Menschen in Abschiebehaft zu nehmen. Hierfür
genügt bereits der Vorwurf gegenüber den Antragsteller:innen, die Mitwirkungspflichten bei der
Bearbeitung des Asylantrags zu verletzen. Letztlich können auf Grundlage des neuen Gesetzes alle
Personen, die ausreisepflichtig sind, in Haft genommen werden, und das nun nicht mehr „nur“ für
drei, sondern ganze sechs Monate. Vor dem Hintergrund, dass laut Pro Asyl bereits heute die Hälfte
der sich in Abschiebehaft befindlichen Menschen zu lange oder zu Unrecht in Haft sitzt, ist dies
besonders perfide.

Doch damit nicht genug. Auch wenn kein Verdacht vorliegt, einer kriminellen Vereinigung
anzugehören, soll es zur Erleichterung von Abschiebungen künftig möglich sein, Menschen länger
als bisher einzusperren. Dies soll ermöglicht werden durch die Ausdehnung des sogenannten
Ausreisegewahrsams. Statt wie bisher zehn, sollen ausreisepflichtige Personen künftig bis zu 28
Tage in Gewahrsam genommen werden dürfen, um den Behörden die Vorbereitung der Abschiebung
und diese selbst zu erleichtern. Auch Menschen, die sich noch im Asylverfahren befinden und gegen
die keine sonstigen strafrechtlichen Verfahren angestrengt werden, sollen künftig in Abschiebehaft



genommen werden dürfen.

Ebenso werden die Polizei und andere in das Verfahren involvierte Behörden deutlich mehr
Befugnisse erhalten, die ihnen die Durchführung von Abschiebungen erleichtern sollen. Diese dürfen
nun ohne richterlichen Beschluss de facto zu jeder Tages- und Nachtzeit in die Wohnungen und
Unterkünfte von Geflüchteten eindringen. Doch nicht nur in die Wohnungen oder Unterkünfte der
unmittelbar Ausreisepflichtigen, sondern letztlich in jede Räumlichkeit, sofern die Behörden davon
ausgehen, dass die gesuchte ausreisepflichtige Person sich dort aufhalten könnte. Und das, mit
Ausnahme von Familien, in denen Kinder unter 12 Jahren leben, ohne jegliche vorherige
Ankündigung. Dass dies für die betroffenen Personen enorme psychische Belastungen mit sich
bringt, nimmt man offenbar in Kauf. Sie können sich in keiner Sekunde mehr sicher sein, müssen
ständig befürchten, von der Polizei besucht, überwältigt und zur Abschiebung geholt zu werden.

Gemeinsam gegen Rassismus

Gegen diese Asylrechtsverschärfung und den gerade stattfindenden Rechtsruck insgesamt muss die
Linke, muss die Arbeiter:innenbewegung aktiv werden. Sie müssen der rechten Hetze und den
Spaltungsversuchen der Herrschenden eine solidarische, letztlich eine revolutionäre Perspektive
entgegensetzen. Statt Internierungslagern an den Außengrenzen, Toten im Mittelmeer,
Grenzkontrollen in der EU und einer insgesamt menschenverachtenden rassistischen Politik braucht
es eine menschenwürdige Alternative.

Statt für schnellere Abschiebungen müssen wir für sichere Fluchtrouten, offene Grenzen und gleiche
Rechte für alle hier lebenden Menschen kämpfen. Dies schützt nicht nur die Geflüchteten vor
Abschiebung und Entrechtung, sondern trägt auch dazu bei, die Spaltung der Lohnabhängigen zu
überwinden.

Die Gewerkschaften müssen daher Geflüchtete in ihre Reihe aufnehmen und gemeinsam mit diesen
für soziale Verbesserungen kämpfen – und zwar mit den Methoden des Klassenkampfes, nicht der
warmen Worte. Sie müssen den Kampf führen gegen die Spaltung der Arbeiter:innenklasse, gegen
die Selektion von Flüchtlingen und Migrant:innen in Ausgestoßene und Deportierte einer- und
entrechtete Lohnabhängige zweiter Klasse andererseits. Nur wenn wir entschieden gegen
Nationalismus und Chauvinismus kämpfen, können wir die lähmende Spaltung der Klasse
überwinden und die Kampfbedingungen insgesamt verbessern.

Dafür müssen wir auch die Lügen der Herrschenden entlarven, die behaupten, dass die sich
zuspitzenden sozialen Probleme letztlich auf die Überlastung durch „illegale Migration“
zurückzuführen sind, während sie selbst gerade dabei sind, an allen Ecken und Enden – außer beim
Militär – massive Kürzungen durchzusetzen.

Wir brauchen eine Massenbewegung von antirassistischen, Migrant:innenorganisationen, allen
Arbeiter:innenorganisationen und vor allem von den Gewerkschaften!

• Volles Asylrecht für alle Geflüchteten! Nein zu allen Einreise- und Aufenthaltsbeschränkungen
sowie Abschiebungen! Für offene Grenzen!

• Ein Recht auf Arbeit und freie Wahl des Wohnortes und staatliche Unterstützung für Geflüchtete,
solange sie keine Arbeit gefunden haben!

• Gleicher Lohn und gleiche demokratische Rechte, unabhängig von Hautfarbe, Nationalität,
Religion oder Staatsangehörigkeit!



• Volle Staatsbürger:innenrechte für alle, die in Deutschland und der EU leben, inklusive des
passiven und aktiven Wahlrechts!

• Organisierte Selbstverteidigung gegen rassistische und faschistische Angriffe auf Flüchtlinge und
Migrant:innen, unterstützt von der gesamten Arbeiter:innenbewegung! Öffnung der Gewerkschaften
für alle Geflüchteten und Migrant:innen!


